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Zusammenfassung
Der vorliegende Beitrag geht der Frage nach, wie sich das Festhalten Österreichs an der Neutralität trotz sich verändernder 
internationaler Rahmenbedingungen erklären lässt. Der Beitrag argumentiert, dass im Kontext des österreichischen 
Beitrittsprozesses zur EG/EU ein Spannungsverhältnis zwischen dem Verständnis einer traditionellen österreichischen Rolle in 
der Welt und neuen sicherheitspolitischen Herausforderungen entstand. In diesem Zusammenhang bildeten sich zwei Narrative 
heraus, die sich bis heute verfolgen lassen: einerseits die Minimierung der rechtlich-politischen Wirkung der Neutralität und 
andererseits das Festhalten an der Neutralität, allerdings ohne innovative neutralitätspolitische Konzepte. Der Beitrag weist auch 
auf politikwissenschaftliche Forschungsansätze hin, welche Impulse für die Weiterentwicklung der öffentlichen Diskussion zur 
Neutralität geben können.
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Austria’s Neutrality Between Strategy and Identity

Abstract
This paper explores explanations for the continued insistence on Austria’s neutrality in the face of a changing international 
environment. It argues that tensions between a specific Austrian role conception in international politics and the challenges of a 
changing international environment became particularly visible in the context of Austria’s application process for membership in 
the EC/EU. During this period, two broad narrative frames developed which continue to be present until today: on the one side, the 
minimization of the legal and political impact of neutrality, and on the other side the insistence on neutrality as a core principle of  
Austria’s grand strategy, albeit without concepts for an innovative neutrality policy. The article also suggests research approaches 
that may be amenable to stimulating qualitative public debate about neutrality.
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Einleitung 

Am 17. Juli 1989 überreichte Außenminister Alois Mock 
die Beitrittsgesuche Österreichs an die Europäische 
Gemeinschaft (EG), womit ein Prozess begann, der laut 
Bundeskanzleramt „die entscheidendste Schicksalsfra-
ge“ für Österreich seit Abschluss des Staatsvertrags 1955 
verhandelte (Archiv der Gegenwart 1989, zit. n. Gehler 
2002, 465-466). Dieser Schritt stellte somit eine Zäsur 
für die Zweite Republik dar, welche bis Ende der 1980er-
Jahre von einem rechtlichen und politischen Verständnis 
der Neutralität als unvereinbar mit einer EG-Mitglied-
schaft bestimmt war (Bischof/Ruggenthaler 2022, 145).

Trotzdem blieb die Neutralität auch nach dem 1995 
erfolgten Beitritt zur Europäischen Union (EU) als 
Bundesverfassungsgesetz verankert (Bundeskanzler-
amt 1955). Daran änderten weder die von Seiten der 
EU-Institutionen vorgebrachte Skepsis gegenüber 
einem österreichischen „Neutralitätsvorbehalt“ et-
was (Gehler 2005, 607), noch die Zweifel österreichi-
scher Verfassungexpert:innen, ob die Mitgliedschaft 
Österreichs in einer außen- und sicherheitspolitisch 
integrierten EU neutralitäts- und damit verfassungs-
konform sei (vgl. etwa Hilpolt 2010, 596-597). Auch nach 
dem Angriff Russlands auf  die Ukraine im Jahr 2022 
und der Entscheidung Schwedens und Finnlands, dem 
Nordatlantikpakt (NATO) beizutreten, blieb die Unter-
stützung für die Neutralität innerhalb der österreichi-
schen Bevölkerung (Gallup Institut 2022) und der öster-
reichischen Politik (Bayer 2023) aufrecht.

Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist die Frage re-
levant, warum Österreich angesichts eines sich verän-
dernden sicherheitspolitischen Umfelds an der Neut-
ralität festhält. Der vorliegende Beitrag argumentiert, 
dass die Neutralität in Österreich nicht nur als ein Ins-
trument der Sicherheitspolitik betrachtet wird, sondern 
als ein Leitprinzip, das den Kern einer spezifisch öster-
reichischen Rolle in der Welt darstellt. Zu diesem Zweck 
bietet der Beitrag zunächst einen Überblick über die 
Entwicklung des mit Neutralität eng verknüpften öster-
reichischen Rollenbildes seit 1955.

Er zeigt weiters, wie im Zuge des EG/EU-Beitritts 
dieses Rollenverständnis eines neutralen Österreichs 
„zwischen den Blöcken“ mit dem Bestreben kollidierte, 
sich einer Gemeinschaft von Staaten mit zunehmend in-
tegrierter Außen- und Sicherheitspolitik anzuschließen. 
In der Folge bildete sich ein Neutralitätsnarrativ heraus, 
welches zwar die politische Relevanz der Neutralität mi-
nimiert, jedoch keine alternative sicherheitspolitische 
Ausrichtung legitimiert. Dieses Narrativ begrenzt den 
Spielraum für eine Veränderung der österreichischen 
Sicherheitspolitik. Abschließend weist der Beitrag auf  
Forschungsfragen hin, welche zur Weiterentwicklung 
der öffentlichen Debatte über die österreichische Sicher-
heitspolitik beitragen können.

Sicherheitspolitische Strategie und nationales 
Rollenverständnis

Die übergeordnete sicherheitspolitische Strategie ei-
nes Staates wird in der Forschung zur internationalen 
Politik als „grand strategy“ bezeichnet. Dieser Begriff 
umfasst den Einsatz von militärischen, diplomatischen, 
politischen, wirtschaftlichen, kulturellen usw. Mitteln, 
um die als nationale Interessen definierten Ziele durch-
zusetzen (van Hooft 2017). In den strategischen Studien 
wird Strategie vereinfacht auch als die Verbindung von 
Zielen („ends“) mit Methoden („ways“) und Ressourcen 
(„means“) definiert (Meiser 2017, 82).

Die österreichische Neutralität stellte 1955 die Be-
dingung dafür dar, um im Kontext des Kalten Kriegs den 
Abschluss des Staatsvertrags mit den alliierten Besat-
zungsmächten zu erreichen und die staatliche Souverä-
nität wiederzuerlangen (Senn 2023, 30-31). Sie war eine 
aus der geopolitischen Lage Österreichs entstehende 
Notwendigkeit, aber kein Wunschmodell für die strate-
gische Ausrichtung des Landes (Rathkolb 2021, 110-111, 
190). Ab Ende der 1950er-Jahre begann die österreichi-
sche Außenpolitik dann, sich bis zu einem gewissen 
Grad von den Signatarmächten des Staatsvertrags zu 
emanzipieren (Bischof/Ruggenthaler 2022, 172). Beson-
ders Bruno Kreisky betonte als Außenminister (1959-
1966) und Bundeskanzler (1970-1983) eine aktive Neut-
ralitätspolitik (Beller 2006, 276; Bischof/Ruggenthaler 
2022, 139; Gehler 2005, 447). Die wichtigste Aufgabe 
der Sicherheitspolitik war es nach Kreiskys Auffassung, 
durch einen österreichischen Beitrag zur regionalen 
und globalen Sicherheit – also u.a. durch Vermittlungs-
tätigkeit in Krisen und Konflikten, Teilnahme an UN-
Friedensmissionen und eine aktive Amtssitzpolitik – die 
Großmächte von der Wichtigkeit der Existenz eines un-
abhängigen und neutralen Österreichs zu überzeugen 
(Mussi 1983, 120; Thalberg 2019, 126).

Dieser Ansatz entspricht Posens (2014, 1) Definition 
von „grand strategy“ als einer Theorie, anhand derer ein 
Staat Sicherheit für sich selbst zu schaffen sucht. „Grand 
strategy“ bezeichnet also nicht nur einen Plan, der Ziele 
mit Ressourcen verbindet, sondern auch ein Leitprinzip, 
das sicherheitspolitischem Handeln eine Richtung gibt 
(Silove 2018, 39). Darüber hinaus schaffen außen- und 
sicherheitspolitische Strategien auch Narrative, um 
dieses Handeln kausal zu erklären und zu rechtfertigen 
(Kornprobst/Traistaru 2021, 178-179; Krebs 2021, 675). 
Solche legitimierenden Narrative verbinden Weltbil-
der – etwa Ansichten, wie das internationale System 
von Staaten organisiert ist oder wie sich Großmächte in 
diesem System verhalten – mit spezifisch nationalen Er-
fahrungen, z. B. jenen eines Kleinstaates, der sich nicht 
auf  die Unterstützung alliierter Staaten verlassen kann 
oder Einflussversuchen größerer Staaten ausgesetzt ist 
(Bauböck 2002, 240). McCourt (2021, 303) argumentiert, 
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dass „grand strategy“ immer eine Erzählung darüber 
darstellt, wer ein Staat in der internationalen Gemein-
schaft ist bzw. sein möchte.

Somit transportieren Strategien ein bestimmtes 
Rollenverständnis, welches Hudson (2008, 22) als die 
Sichtweise eines Staates auf  sich selbst und seine Rol-
le in der Welt definiert. Diese Rollenbilder wirken nach 
außen, wenn der Staat etwa von Regional- und Groß-
mächten, aber auch von internationalen Organisationen 
in einer bestimmten Rolle akzeptiert wird (Lebow 2016, 
157). Sie wirken aber auch nach innen, und zwar durch 
die Zustimmung gesellschaftlicher und politischer 
Akteur:innen zu einer außenpolitischen Praxis, die als 
für den Staat angemessen und erfolgreich betrachtet 
wird (Weldes 1999, 10). Somit stehen außenpolitische 
Handlungsmuster und die Narrative, welche diese Mus-
ter erklären und rechtfertigen, in einer Wechselwirkung 
zueinander und verstärken sich gegenseitig, solange 
keine alternativen Praktiken und Narrative entstehen. 
Diese Beharrungskräfte erschweren die Anpassung si-
cherheitspolitischer Strategien an ein dynamisches in-
ternationales Umfeld, besonders wenn Veränderungen 
einen grundlegenden Wandel der „grand strategy“ eines 
Staates erfordern.

Die aktive Neutralitätspolitik führte ab den 1960er-
Jahren zu einem Rollenverständnis Österreichs als 
einem Land, das nicht nur von sozialem Frieden und 
wachsendem Wohlstand gekennzeichnet war (Rathkolb 
2020, 738, 811; Rathkolb 2021, 8, 188), sondern auch über 
seine begrenzte Größe hinaus eine aktive und interna-
tional geschätzte Politik betrieb (Sonnleitner 2023, 148). 
Die Bedeutung der Neutralität für dieses Rollenbild 
verdeutlicht der zeitgeschichtliche Hintergrund. Nach 
dem Zusammenbruch der Monarchie 1918 herrschten 
sowohl in der Bevölkerung wie auch in der politischen 
Klasse Zweifel an der Überlebensfähigkeit des ver-
bliebenen „Rumpf-Österreichs“ (Beller 2006, 192, 198; 
Rathkolb 2021, 1). Diese Ambivalenz trug dazu bei, dass 
in der Zwischenkriegszeit viele Österreicher:innen eine 
Vereinigung mit Deutschland wünschten und der 1938 
erfolgte „Anschluss“ letztlich von großen Teilen der 
Bevölkerung begrüßt wurde (Beller 2006, 225; Lassner 
2017, 92).

Die Neutralität ergänzte im österreichischen Rol-
lenbild den von der Nachkriegspolitik geförderten Op-
fermythos, demzufolge Österreich zwischen 1938 und 
1945 nicht als souveräner Staat existiert hatte und daher 
nicht für die Verbrechen der Nationalsozialisten ver-
antwortlich war (Beller 2006, 250; Rathkolb 2020, 756-
757; Rathkolb 2021, 2, 258). Komplementär dazu stellte 
die Neutralitätspolitik, gemeinsam mit der Betonung 
des Jahres 1955 als Geburtsstunde des von der alliierten 
Besatzung „befreiten“ Österreichs (Rathkolb 2021, 7-8, 
187, 297; Winkelbauer 2020, 39), ein im positiven Sinne 
identitätsstiftendes Merkmal dar. Sie erlaubte eine klare 

Abgrenzung zum im Kalten Krieg geteilten Deutschland 
(Rathkolb 2021, 29). Darüber hinaus lag sie dem Aufbau 
eines Nationalbewusstseins zugrunde, welches die in der 
Zwischenkriegszeit scharfen Gegensätze zwischen den 
christ- und sozialdemokratischen politischen Lagern zu 
überbrücken half  (Lassner 2017, 91) und an ein traditio-
nelles Verständnis Österreichs als relevantem Akteur in 
der Weltpolitik anknüpfte (Senn 2023, 44).

Als in der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre die Wald-
heim-Affäre den Opfermythos in Frage stellte (Beller 
2006, 296; Gehler/Bischof  2017, 8; Rathkolb 2021, 23), 
verblieb die Neutralität als Grundpfeiler einer spezifisch 
österreichischen Rolle in der internationalen Gemein-
schaft, und dies, obwohl ihre sicherheitspolitische Be-
deutung abnahm. Kreiskys Vermittlungsbemühungen 
im Nahostkonflikt (Beller 2006, 278) und seine eigen-
ständige Politik gegenüber den kommunistischen Staa-
ten in Mittelosteuropa hatten Anfang des Jahrzehnts zu 
Spannungen innerhalb Österreichs mit der oppositio-
nellen ÖVP sowie in den diplomatischen Beziehungen 
besonders mit den USA geführt (Bischof/Ruggenthaler 
2022, 159, 163; Rathkolb 2021, 201). Der europäische 
Einigungsprozess gewann mit dem Beitritt Griechen-
lands (1981) sowie Spaniens und Portugals (1986) eine 
stärkere politische Dimension; gleichzeitig mehrten die 
Bestrebungen zur Schaffung eines europäischen Bin-
nenmarkts bis 1992 (Lechner/Martinz 2023, 229-230) in 
Österreich die Befürchtungen, den wirtschaftlichen An-
schluss an die EG zu verlieren.

Eine primär auf  dem Leitprinzip der Neutralität be-
ruhende Außen- und Sicherheitspolitik bot somit Ende 
der 1980er-Jahre kaum mehr adäquate Politikansätze 
zur Bearbeitung internationaler Herausforderungen. 
Trotzdem war die Neutralität in der Bevölkerung breit 
legitimiert, mit positiven Aspekten der Selbstwahrneh-
mung verknüpft und damit zu einem Identitätsmerkmal 
für viele Österreicher:innen geworden. Vor die Frage ge-
stellt, ob Österreich seine Außen- und Sicherheitspoli-
tik an ein verändertes internationales Umfeld anpassen 
sollte, reagierte die Regierung daher mit zwei breiten 
Narrativen.

Narrativ I betonte die Neutralität als sicherheits-
politisches Erfolgsmodell für Österreich, welches dem 
Land Frieden und Wohlstand gebracht, sowie über seine 
Grenzen hinaus zur Sicherheit in Europa beigetragen 
hatte. Narrativ II minimierte die potenziellen Schwie-
rigkeiten, die durch ein Festhalten an der Neutralität 
für die volle Teilnahme des Landes am europäischen 
Integrationsprojekt entstanden. In beiden Narrativen 
lässt sich in der Folge das Bemühen erkennen, rechtliche 
Verpflichtungen – die Verankerung der Neutralität in 
einem Verfassungsgesetz einerseits, die Bestimmungen 
der EU-Verträge zu gemeinsamer Außenpolitik und Bei-
standspflicht andererseits – mit politischen Präferenzen 
in Einklang zu bringen.
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Der folgende Abschnitt zeichnet nach, wie diese bei-
den Narrative, deren Ziel ursprünglich die Auflösung des 
Widerspruchs zwischen Neutralität und europäischer 
Integration war, durch institutionelle Veränderungen 
der EU zunehmend miteinander kollidierten. Er zeigt 
auch, wie schwierig die Veränderung eines Rollenbildes 
sein kann, selbst wenn dieses mit außenpolitischen Ziel-
setzungen in Widerspruch gerät. Die österreichische Er-
fahrung stimmt hier mit Forschungserkenntnissen der 
Politikwissenschaft überein, welche auf  die Filterfunk-
tion (Dueck 2006, 37) historisch gewachsener und breit 
akzeptierter Rollenbilder verweisen (Weldes 1999, 10). 
Bemühungen zu deren Abänderung können zu heftigen 
gesellschaftlichen Konflikten führen (Harnisch 2011, 14) 
oder ins Leere laufen, womit Rollen dysfunktional wer-
den (LePrestre 1997, 261). 

Politischer Diskurs zu Neutralität und europäischer 
Integration: von 1989 bis heute

Die 1987 von SPÖ und ÖVP gebildete Große Koalition 
leitete einen entscheidenden Kurswechsel in der ös-
terreichischen Haltung zur Vereinbarkeit von europä-
ischer Integration und Neutralität ein (Rathkolb 2021, 
201). Nach einer sich über zwei Jahre ziehenden inter-
nen Debatte übergab Außenminister Alois Mock (ÖVP) 
im Sommer 1989 das österreichische Beitrittsansuchen 
an seinen französischen Amtskollegen Roland Dumas 
(Gehler 2005, 578). Bereits in diesem als „Brief  nach 
Brüssel“ bezeichneten Dokument offenbarten sich aller-
dings Auffassungsunterschiede, welche in der Folge den 
politischen Diskurs in Österreich zu Stellenwert und Zu-
kunft der Neutralität prägen sollten.

Narrativ I: Festhalten an der Neutralität als Erfolgs-
modell

Mock wollte das Beitrittsansuchen an die EG ohne expli-
ziten Verweis auf  die österreichische Neutralität verfas-
sen. Bundeskanzler Vranitzky (SPÖ) bestand jedoch auf  
das Einfügen einer Klausel, die auf  die Neutralität als 
„spezifischen Beitrag zur Aufrechterhaltung von Frie-
den und Sicherheit in Europa“ hinwies (Rathkolb 2021, 
204-205).1 Bereits 1988 hatte er vor dem außerordentli-
chen Parteitag der SPÖ in Bezug auf  Staatsvertrag und 
Neutralität erklärt: „An diesen beiden Grundpfeilern 
unserer Zweiten Republik können, wollen und lassen 
wir nicht rütteln!“ (pd-aktuell 1988, zit. n. Gehler 2002, 
457). Vranitzky setzte sich schließlich mit seinem Behar-
ren auf  einen „Neutralitätsvorbehalt“ durch.

Aus den Reaktionen der EG-Mitgliedstaaten und In-
stitutionen wurde rasch deutlich, dass eine solche „neut-

1 Zum Wortlaut des Neutralitätsvorbehalts s. BMfaA 1989a.

ralitätspolitische Reserve“ (Gehler 2005, 607) den öster-
reichischen Beitritt erschweren könnte – insbesondere, 
weil die Gemeinschaft an der Verstärkung der politischen 
Zusammenarbeit im Hinblick auf  eine gemeinsame Au-
ßenpolitik arbeitete. So bezeichnete der Koordinator 
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ), 
Giovanni Januzzi, im Gespräch mit dem österreichi-
schen Botschafter in Rom Anfang 1989 die Neutralität 
als „gravierendes Problem“ (Österreichische Botschaft 
in Italien 1989). Ähnliche Aussagen verlauteten auch aus 
französischen Regierungskreisen, etwa vom Generalse-
kretär des Außenministeriums in Paris, François Scheer 
(Österreichische Botschaft in Frankreich 1989), und von 
Außenminister Roland Dumas (Ständige Vertretung Ös-
terreichs beim Europarat 1989).

Um diese Vorbehalte auszuräumen, beton-
ten österreichische Regierungsvertreter:innen und 
Diplomat:innen wiederholt, dass in einem Europa, in 
dem ein politisches Einigungsprojekt nicht mehr durch 
die Teilung des Kontinents in Blöcke eingehegt wurde, 
die Neutralität grundsätzlich kein Hindernis für Integra-
tion darstellen könne. Der Leiter der Politischen Sektion 
des Außenministeriums, Erich Schmid, wies in Konsul-
tationen mit der spanischen EG-Ratspräsidentschaft im 
Frühjahr 1989 explizit darauf  hin, dass Österreich durch 
seine Neutralität einen Beitrag für die Sicherheit in Eu-
ropa geleistet habe und auch in Zukunft leisten wolle. 
Somit sei die Neutralität für das österreichische EG-
Beitrittsansuchen als „positives Element zu werten“ (Ös-
terreichische Botschaft in Spanien 1989). Diese Interpre-
tation vertrat auch Friedrich Bauer, der österreichische 
Botschafter in Bonn, der die Neutralität als Instrument 
zur Sicherung des Friedens und damit als „Element für 
Gesamteuropa“ bezeichnete (Österreichische Botschaft 
in der BRD 1989b). Im August 1989 legte das Außenmi-
nisterium den österreichischen Vertretungen in den EG- 
und EFTA-Hauptstädten eine Zusammenfassung des 
österreichischen Standpunktes vor, welche den spezifi-
schen Beitrag der Neutralität zu Frieden und Sicherheit 
in Europa betonte und auf  dessen Entsprechung in der 
Präambel des EWG-Vertrages – „Frieden und Freiheit zu 
wahren und zu festigen“ – hinwies (BMfaA 1989b).

Die Vorsicht der österreichischen Diplomatie im 
Hinblick auf  die Neutralität war auch der Haltung der 
Sowjetunion geschuldet. Nach Überreichung des öster-
reichischen EG-Beitrittsantrags im Juli 1989 übergab die 
sowjetische Botschaft der Regierung in Wien ein Aide 
Mémoire, in welchem sie explizit auf  die sich aus dem 
Staatsvertrag und Neutralitätsgesetz ergebenden wech-
selseitigen „ernsthaften“ Verpflichtungen zwischen der 
UdSSR und Österreich verwies. Das Argument, Rück-
sicht auf  die Einstellung der UdSSR als einer Signatar-
macht des Staatsvertrags nehmen zu müssen, verlor 
jedoch mit dem schwindenden Einfluss Moskaus auf  
weltpolitische Fragen an Bedeutung (Österreichische 
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Botschaft in der UdSSR 1989a; Österreichische Botschaft 
in der UdSSR 1989b).

Wurde damit der Beitritt nach außen weniger kon-
trovers, so blieb die Beziehung der Österreicher:innen 
selbst zur Neutralität und ihrer Vereinbarkeit mit der 
europäischen Integration eine sensible Frage für die 
Politik. Der Einfluss der öffentlich geführten Neutrali-
tätsdebatte schlug sich in Meinungsumfragen nieder: 
so sank der Anteil der befragten Bevölkerung, die einen 
EG-Beitritt befürwortete bzw. für „wichtig bis sehr wich-
tig“ hielt von fast drei Vierteln im Juli 1988 auf  40 Pro-
zent 1989 (Gehler 2005, 630).

Narrativ II: Minimierung der Neutralität

Die zweite Reaktion der Bundesregierung auf  die Skep-
sis in den EG-Mitgliedstaaten und europäischen Ins-
titutionen bezüglich der österreichischen Neutralität 
bestand in dem Versuch, mittels einer „Strategie der Re-
lativierung des Neutralitätspostulats“ (ibid.) die Bedeu-
tung der Neutralität für die Außen- und Sicherheitspoli-
tik so weit zu minimieren, dass sie der vollen Teilnahme 
Österreichs am Projekt eines geeinten Europas keinen 
Schaden zufügen konnte (Bischof/Ruggenthaler 2022, 
280). 

Eine neue Argumentation von Völkerrechtler:innen, 
die nun einen EG-Beitritt, zumindest unter Neutra-
litätsvorbehalt, für mit dem österreichischen Verfas-
sungsrecht vereinbar hielten, stützte dieses Ansinnen 
(Gehler 2005, 647-648). Allerdings wurde diese Argu-
mentationslinie bereits Anfang der 1990er-Jahre in Fol-
ge des Maastricht-Vertrages wieder in Frage gestellt, als 
sich die EG zur Europäischen Union wandelte und sich 
eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
zum Ziel setzte. So erklärte die dänische Ratspräsident-
schaft im Februar 1993, dass die Beitrittskandidaten 
– von denen zu diesem Zeitpunkt Österreich, Finnland 
und Schweden neutral oder bündnisfrei waren – die im 
Maastricht-Vertrag verankerten GASP-Ziele ohne Vor-
behalte übernehmen müssten (Scheich 2005, 77-78).

Die Neutralität wurde bereits in den österreichischen 
Aide Mémoires vom Juni und November 1992 nicht mehr 
erwähnt, was laut Gehler (2005) implizit einer Rück-
nahme des Neutralitätsvorbehalts gleichkam (755-756). 
Nichtsdestotrotz sah man in der österreichischen Regie-
rung keine unmittelbare Veranlassung zu einer Neube-
wertung der Neutralität. Man verständigte sich zwischen 
Außenministerium und Verfassungsdienst des Bundes-
kanzleramts dahingehend, dass eine Rückführung der 
Neutralität auf  ihre Kernbereiche, d.h. kein Beitritt zu 
einem militärischen Bündnis und keine Erlaubnis frem-
der militärischer Stützpunkte auf  österreichischem 
Staatsgebiet, der Verfassung entspräche und kompatibel 
mit der vollen Teilnahme an der GASP sei (Archiv der 
Gegenwart 1993, zit. n. Gehler 2002, 557).

Bundeskanzler Vranitzky bezeichnete die Kritik der 
Opposition am Vorgehen der Regierung als „abstrakte 
Auseinandersetzung“ über eine sich noch im Reich der 
Planung befindliche europäische Außen- und Sicher-
heitspolitik (Gehler 2005, 776). Bezeichnenderweise 
zielte die österreichische Strategie nach Übergabe des 
„Briefs nach Brüssel“ auch darauf  ab, die Prüfung der po-
litischen Elemente des EG-Beitrittsansuchens, „insbe-
sondere des Neutralitätsaspekts“, erst nach der Stellung-
nahme der EG-Kommission vorzunehmen und einer 
dahingehenden „frühzeitige[n] politische[n] Debatte“ 
im Europäischen Parlament und in den Hauptstädten 
der EG-Mitgliedstaaten „entgegenzutreten“ (Österrei-
chische Mission bei den Europäischen Gemeinschaften 
1989, Österreichische Botschaft in der BRD 1989a).

Die Art und Weise, wie sich das offizielle Österreich 
Ende der 1980er- und Anfang der 1990er-Jahre mit 
Vereinbarkeit von Neutralität und EG- bzw. EU-Beitritt 
auseinandersetzte, lässt sich somit in zwei groben Argu-
mentationslinien zusammenfassen. Erstens versuchte 
man, den durch die skeptische Haltung der europäischen 
Institutionen und anderer Mitgliedstaaten drohenden 
Schaden für die Beitrittsambitionen zu minimieren, in-
dem man die Neutralität neu interpretierte und damit 
ihre Bestimmungen „entschärfte“ (Gehler 2005, 773-
774). Zweitens beharrte man gegenüber der Bevölkerung 
und der politischen Opposition darauf, dass sich an der 
Neutralität nichts ändern werde und eine Debatte darü-
ber sich daher erübrige. Dies wurde zumindest anfäng-
lich auch mit der Betonung konkreter positiver Beiträge 
der österreichischen Neutralität für die Ziele einer euro-
päischen Friedensordnung verknüpft.

Somit blieb – zumindest in der politischen Rhetorik 
– die Neutralität als Leitprinzip und Kernelement des 
österreichischen Rollenverständnisses unberührt vom 
Beitritt zur Europäischen Union und, wie nachstehend 
gezeigt wird, von der zunehmenden Europäisierung 
der österreichischen Außenpolitik. Damit koppelte sich 
außenpolitisches Handeln von dem weiterhin aufrecht 
erhaltenen Neutralitätsnarrativ ab. Breite gesellschaft-
liche Diskussionen darüber, ob die Neutralität mit su-
pranationaler Integration im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik vereinbar sei und welchen Nutzen die 
Neutralität für Österreich als Mitglied der Europäischen 
Union habe, fanden nicht statt.

Handlungsspielraum der Politik 

Die österreichische Sicherheitspolitik steht heute vor 
einem Dilemma. Einerseits ist die rechtlich-politische 
Bedeutung der Neutralität erodiert. Die noch Mitte der 
1980er-Jahre vorherrschende Interpretation, die öster-
reichische Neutralität sei mit der Vollmitgliedschaft in 
den Europäischen Gemeinschaften nicht kompatibel, 
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entwickelte sich seither hin zu einer Vereinbarkeit mit 
der österreichischen Teilnahme an der GASP, den eu-
ropäischen Kampfgruppen (EU Battlegroups) sowie der 
Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ, eng-
lisch PESCO). Andererseits konnte in dem Optionen-
bericht, der Ende der 1990er-Jahre erstellt wurde, kein 
Konsens über eine grundsätzliche Reform der österrei-
chischen Sicherheitspolitik erzielt werden. Die damals 
von der ÖVP ins Spiel gebrachte Möglichkeit einer NA-
TO-Mitgliedschaft wird seither von der überwiegenden 
Mehrheit der im Parlament vertretenen Parteien sowie 
der österreichischen Bevölkerung abgelehnt (Rathkolb 
2020, 820). Das Beharren auf  einer überkommenen 
Form der Neutralität ist somit zwei Faktoren geschuldet.

Erstens wurde bisher kein überzeugendes alternati-
ves Modell geschaffen, welches die nach außen gerichte-
te strategische Funktion von Sicherheitspolitik mit ihrer 
nach innen gerichteten Funktion der Mehrheitsbildung 
für eine spezifische internationale Rolle vereint. Wie  
Legro (2005, 14) zeigt, müssen außenpolitische Pro-
gramme für ihre Durchsetzung in einer Demokratie 
nicht nur instrumentelle Effektivität aufweisen, son-
dern auch politische Legitimität. Da eine solche Legi-
timität für sicherheitspolitische Alternativoptionen, 
wie beispielsweise einen NATO-Beitritt, nicht besteht, 
halten österreichische Regierungen an der Neutrali-
tät fest. Dies wurde erneut deutlich, als Bundeskanzler 
Karl Nehammer die nach dem russischen Angriff auf  
die Ukraine im Februar 2022 aufflackernde Diskussion 
über notwendige Reformen der österreichischen Sicher-
heitspolitik kurzerhand mit dem Hinweis auf  den „im-
merwährenden“ Charakter der Neutralität unterband 
(Kurier 2022).

Zweitens gibt es keine politischen Konzepte dazu, 
wie eine österreichische Neutralitätspolitik innerhalb 
der europäischen Strukturen effektiv eingesetzt werden 
kann. Der positive Beitrag der österreichischen Neutra-
lität für eine europäische Friedens- und Sicherheitspo-
litik wurde im Zug des EG-Beitrittsprozesses rhetorisch 
bemüht, jedoch in der Folge nicht politisch umgesetzt. 
Die wenigen, von zivilgesellschaftlichen Akteur:innen 
(vgl. etwa Ehrmann/Fenkart 2023; Swoboda 2023) ent-
wickelten Beiträge zur Wiederaufnahme einer aktiven 
Neutralitätspolitik werden von den politisch Handeln-
den nicht aufgegriffen. Eine klare österreichische Po-
sitionierung im Kontext der europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik, welche über das Angebot Wiens als 
Begegnungs- und Verhandlungsort hinausgeht, erfolgte 
daher bisher nicht. Le Prestre (1997, 261) spricht in die-
sem Zusammenhang von „dysfunktionalen Rollen“, in 
welchen traditionelle Rollenverständnisse weiter beste-
hen, sich aber nicht adäquat an ein verändertes außen- 
und sicherheitspolitisches Umfeld anpassen.

Ausblick und mögliche Beiträge der  
Politikwissenschaft

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich seit dem Ende 
des Kalten Kriegs ein Spannungsverhältnis zwischen 
außenpolitischer Praxis und der Selbstwahrnehmung 
einer spezifisch österreichischen Rolle in der interna-
tionalen Gemeinschaft gebildet hat (vgl. auch den Bei-
trag von Gallouët in diesem Heft). Die Neutralität wird 
in dieser Selbstwahrnehmung mit positiven Identi-
tätsmerkmalen – wie etwa der Funktion Österreichs 
als „Brückenbauer“ (Bundeskanzleramt 2022) oder als 
„Vermittler und Förderer des internationalen Dialogs“ 
(BMeiA o. D.) – besetzt. Dieses Rollenbild hat sich aber 
zunehmend vom außenpolitischen Handeln entfernt, in 
dem die Neutralität zugunsten von gemeinsamen EU-
Positionen und der Einbindung in europäische Struktu-
ren der Außen- und Sicherheitspolitik in ihrer Bedeu-
tung minimiert wird.

Welchen Beitrag kann nun die politikwissenschaft-
liche Forschung vor diesem Hintergrund leisten, um die 
öffentliche Debatte über die österreichische Sicherheits-
politik weiterzuentwickeln und politische Handlungs-
optionen aufzuzeigen? Dieser Beitrag plädiert für eine 
ernsthafte Beschäftigung mit sicherheitspolitischen 
Narrativen und den über sie transportierten Rollenbil-
dern. Sicherheitspolitische Strategien haben im Idealfall 
zwei Funktionen: einerseits tragen sie – über den Einsatz 
von Ressourcen und Handlungsanleitungen – zur Si-
cherheit des Staates nach außen bei. Andererseits erklä-
ren und legitimieren sie sicherheitspolitisches Handeln 
durch spezifische Narrative nach innen. Diese Narrative 
sind keine Einbahnstraße, sondern entstehen durch In-
teraktion zwischen politischen und gesellschaftlichen 
Akteur:innen sowie der Bevölkerung. Von Seiten der po-
litischen Akteur:innen ist daher nicht nur Informations-, 
sondern auch Überzeugungsarbeit gefordert (Risse 2017, 
255). Um diese Überzeugungsarbeit zu unterstützen, 
schlägt dieser Beitrag nachstehend drei breite Richtun-
gen zur politikwissenschaftlichen Bearbeitung vor.

Grundlegende Änderungen von Sicherheitsstrategi-
en sind für politische Systeme schwierig und dement-
sprechend selten. Daher sollte sich die Forschung ers-
tens mit dem Handlungsspielraum der österreichischen 
Außen- und Sicherheitspolitik unter den gegebenen 
rechtlich-politischen Rahmenbedingungen, d.h. unter 
Beibehaltung der verfassungsrechtlich verankerten und 
von der Bevölkerung stark befürworteten Neutralität be-
schäftigen. Dabei gilt es auszuloten, welche Hindernisse 
und Möglichkeiten die verbliebene „Rest-Neutralität“ 
für die Anpassung der österreichischen Sicherheitspoli-
tik an die aktuellen internationalen Rahmenbedingun-
gen aufwirft bzw. welche Politikoptionen sich anbieten.

Zweitens ist eine tiefergreifende wissenschaftliche 
Beschäftigung mit der Frage wünschenswert, wie eine 
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aktive Neutralitätspolitik für Österreich als Mitglied 
der Europäischen Union im 21. Jahrhundert gestaltet 
werden kann und soll (Senn 2023, 43). Wird Österreich 
von internationalen Akteur:innen tatsächlich als der 
vielzitierte neutrale Vermittler und Brückenbauer wahr-
genommen? Welche Kompetenzbereiche der österrei-
chischen Sicherheitspolitik werden international nach-
gefragt, und können diese Funktionen in der aktuellen 
weltpolitischen Lage ausgebaut werden? Konkrete po-
litische Handlungsoptionen in diesem Bereich können 
einer Entwicklung entgegenwirken, die Österreich nach 
den Worten Michel Reimons zum „sicherheitspoliti-
schen Trittbrettfahrer“ (Kurier 2022) degradiert, der in-
ternationale Solidarität zwar einfordert, aber den dafür 
erforderlichen Beitrag zu Frieden und Sicherheit nicht 
oder nur unzureichend leistet.

Zuletzt gilt: auch wenn eine umfassende Reform 
der österreichischen Sicherheitspolitik in absehbarer 
Zeit kaum zu erwarten ist, sollte sich die Forschung 
trotzdem vergleichend damit auseinandersetzen, wie 
(andere) politische System grundlegende Änderungen 
in ihrer „grand strategy“ umsetzen. Vor dem Hinter-
grund des NATO-Beitritts der vormals neutralen Länder 
Finnland und Schweden stellt sich etwa die Frage, wie 
internationale und innerstaatliche Faktoren in diesen 
Staaten zusammenwirkten, um eine Politikänderung 
von Neutralität zu Bündnisfreiheit und schließlich zum 
NATO-Beitritt zu ermöglichen bzw. zu begünstigen. In 
diesem Zusammenhang erscheint es besonders wichtig, 
eine Analyse vorzunehmen, die sich nicht auf  eine Mo-
mentaufnahme und einen einzelnen Faktor – wie den 
russischen Angriffskrieg auf  die Ukraine – beschränkt, 
sondern mittel- bis langfristige Prozesse der sicher-
heitspolitischen Entwicklung mit in den Blick nimmt.
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